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in dem Rechtsstreit
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Kläger, Revisionskläger
und Revisionsbeklagter,

g e g e n

..........OOOOOOOOOUOOOOOOOO....O......OOOOO0.00000000’

Beklagte, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 7. Dezember 4977

für Recht erkannt:

Die ReviSion des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 44. Mai 4976

wird zurückgewiesen.

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Hamburg vom 44. Mai 4976

aufgehoben, soweit es die Änderung der Bescheide

der Beklagten vom 25. Juli und 45. Dezember 4975

betrifft. Die Klage wird im vollen Umfang abge—

wiesen.

Außergerichtliche Kbsten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten.
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, inwieweit bei der

Neuberechnung einer Rente nach Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 des
Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG)

idF des Rentenreformgesetzes (RRG) Zurechnungszeiten an-
zurechnen sind und ob die von der Beklagten anerkannte und

mit einer Rentenbezugszeit zusammenfallende Zurechnungs—

zeit gemäß 5 56 Abs 4 Nr 5 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes (AVG) als Ausfallzeit zu behandeln ist.

Der 4945 geborene Kläger erhielt wegen eines am 44. April

4942 eingetretenen Versicherungsfalles zunächst Krankengeld

und seit 4. April 4945 ein Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit.

Diese Rente wurde 4957 nach Art 2 5 54 AnVNG umgestellt und

galt gemäß Art 2 @57 Abs 2 AnVNGals Rente wegen Erwerbs—
unfähigkeit.

Die gegen den Rentenneufeststellungsbescheid vom 27. Februar

4975 erhobene Klage blieb ohne Erfolg (Urteil vom 20. Mai
4974). Während des Berufungsverfahrens entrichtete der Kläger

42 freiwillige Monatsbeiträge und erfüllt so die Voraus—
setzungen für eine Neuberechnung seiner Rente gemäß Art 2

5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG. Bei der deswegen erforderlichen

Rentenneufeststellung berücksichtigte die Beklagte ua Zu—

rechnungszeiten vom 4. April 4943 bis 54. Dezember 4970
(Bescheide vom 25. Juli und 45. Dezember 4975).

Das Landessozialgericht (LSG) verpflichtete die Beklagte,

ab 4. Januar 4974 rentensteigernd eine weitere Zurechnungs—

zeit vom Eintritt des Versicherungsfalles (4.4.4942)

bis 54. März 4945 anzurechnen: Die Regelung der Neu—

berechnung der Rente nach Art 2 @ 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG
enthalte hinsichtlich der Berücksichtigung von Zurechnungs—

zeiten eine ausfüllbare Gesetzeslücke. Da die Neuberechnung
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wesensmäßig einer Rentenumwandlung entspreche, sei 5 50

Abs 2 AVG analog anzuwenden. Hierbei sei auf 5 57 Abs 4 AVG

zurückzugreifen und als besitzgeschützte Zeit diejenige

vom Eintritt des Versicherungsfalles bis zur Vollendung

des 55. Lebensjahres anzurechnen. Dagegen könne dem

weiteren Klagebegehren, die Zurechnungszeit nach 5 56

Abs 4 Nr 5 AVG als Ausfallzeit zu behandeln, nicht ent-

sprochen werden, weil durch die Neuberechnung nach Art 2

5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG die alte Rente nicht weggefallen,

sondern umgewandelt worden sei (Urteil vom 44. Mai 4976).

Gegen das Urteil des LSG haben sowohl der Kläger als auch

die Beklagte die — zugelassene — Revision eingelegt.

Der Kläger rügt, daß mit dem Urteil die Behandlung der

Zurechnungszeit als Ausfallzeit zu Unrecht abgelehnt

worden sei. Die Beklagte hält die Anrechnung einer weiteren

Zurechnungszeit vom 4. April 4942 bis 54. März 4945 nicht

für zulässig.

Der Kläger beantragt, unter Änderung des angefochtenen

Urteils und der Bescheide der Beklagten vom 25. Juli und

45. Dezember 4975 die Beklagte zu verpflichten, die

Zurechnungszeit als Ausfallzeit zu behandeln; außerdem

beantragt er‚ die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben,

soweit sie verurteilt worden ist‚ ab 4. Januar 4974 renten—

steigernd eine weitere Zurechnungszeit vom 4. April 4942

bis 54. März 4945 anzurechnen, und die Klage in vollem

Umfang abzuweisen; weiterhin beantragt sie, die Revision

des Klägers zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (% 424 Abs 2 des Sozialgerichts—
gesetzes —SGG-) einverstanden erklärt.
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Von den durch Zulassung statthaften Revisionen ist nur
diejenige der Beklagten begründet.

Entgegen der Rechtsauffassung des LSG durfte die Beklagte

in den beiden gemäß 55 96 Abs 4, 155 Abs 4 SGGGegenstand
des Berufungsverfahrens gewordenen Bescheiden vom 25. Juli

und 15. Dezember 1975 bei der Neuberechnung der Rente des

Klägers gemäß Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG die Zeit vom
Eintritt des Versicherungsfalles (14.4.4942) bis zum Renten—

beginn (4.4.4945) nicht zusätzlich als Zurechnungszeit

berücksichtigen. Nach dieser durch Art 2 5 2 Nr 41 Buchst a
RRG eingefügten und mit Wirkung vom 1. Januar 4974 in Kraft

getretenen Vorschrift (Art 6 5 8 Abs 2 RRG) ist bei Empfängern

einer nach Art 2 @ 51 AnVNG umgestellten Rente, die — wie

der Kläger - das 55. Lebensjahr vollendet haben, erwerbs—

unfähig sind und wenigstens für zwölf Monate Beiträge nach

dem 55. Lebensjahr entrichtet haben, auf Antrag die Rente

nach den Vorschriften der 55 50 bis 59 AVG neu zu berechnen,

wenn die sich dadurch ergebende Rente ohne Kinderzuschuß

höher als 15/15 des bisherigen Rentenzahlbetrags ohne Kinder-

zuschuß ist. Wie das LSG zutreffend erkannt hat, ist hierbei

die Berücksichtigung von Zurechnungszeiten, wie sie 5 5? AVG

bereits vom Eintritt des Versicherungsfalles bis zur Voll—

endung des 55. Lebensjahres vorsieht, schon deshalb ausge-

schlossen, weil für die Neuberechnung der Rente nach Art 2

5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG der Tag der Antragstellung als
Eintritt des Versicherungsfalles der Erwerbsuhfähigkeit gilt

(Art 2 5 57 Abs 2 Satz 5 AnVNG) und dieser Zeitpunkt erst

nach Vollendung des 55. Lebensjahres liegt.

Die deswegen vom Berufungsgericht angenommene Lücke im

Gesetz besteht indes nicht. Dem LSG ist zwar insoweit bei—

zupflichten, als es unter Hinweis auf die Gesetzesmaterialien

(vgl BT—Drucks VI/2915 zu Nr 9 » 5 58 — S. 47/48) davon aus-
geht, der Gesetzgeber habe es als selbstverständlich an—
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gesehen, "daß bei Umstellungsrenten die bisher durch den

Umstellungsfaktor berücksichtigte pauschale Zurechnungs—

zeit auch weiterhin der Rentenberechnung zugrunde gelegt

werden muß". Dies ist aber — was das LSG nicht genügend

beachtet — dadurch geschehen, daß bei der Neuberechnung nach

Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG - ua — 5 50 AVG Anwendung

findet, nach dessen Absatz 2 Satz 5 bei der Umwandlung der

BerufSunfähigkeitsrente in die Erwerbsunfähigkeitsrente

eine bisher angerechnete Zurechnungszeit im gleichen Umfang

und mit gleichem Wert anzurechnen ist. Aus der ausdrück—

lichen Bezugnahme in der Neuberechnungsregelung des Art 2

5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG auf 5 50 Abs 2 AVG ergibt sich
somit, daß der Gesetzgeber hier an den Fall der Renten—

umwandlung denkt, bei der die bisher angerechnete Zu—

rechnungszeit besitzgeschützt ist (vgl BSGE 52, 90'= SozR
Nr 47 zu 5 4268 RVO). Insoweit hat der erkennende Senat

seine frühere in BSGE 26, 247 (= SozR Nr 8 zu Art 2 5 58
ArVNG) vertretene Rechtsauffassung, daß die — mit der neuen
Regelung in Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG vergleichbare —
Neuberechnung der Rente nach Art 2 5 57 Abs 5 Satz 4 AnVNG

nicht wie ein Fall der Rentenumwandlung zu behandeln ist,

im Urteil vom 47. November 4970 (BSGE 52, 85 = SozR Nr 45

zu Art 2 5 58 ArVNG) aufgegeben. Für die Neuberechnung

einer Rente nach Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNGmuß dies
gleichermaßen gelten.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) ist aber in den nach Art 2 55 50 ff AnVNG umgestellten
Renten eine nach Wert und Umfang pauschalierte — und bei

der Neuberechnung nach Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG

iVm 5 50 Abs 2 Satz 5 AVG zu berücksichtigende — Zurechnungs—
zeit erst vom Rentenbeginn und nicht bereits vom Eintritt

des Versicherungsfalles an enthalten (so übereinstimmend

BSG in SozR Nr 47 und Nr 24 zu 5 4268 RVG und BSGE 26, 247,

250; ebenso Hanow/Lehmann/Bogs, Reichsversicherungsordnung,

5. Aufl, Randbem 95 zu 5 4259 EVO). Der Senat sieht keinen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 _

Anlaß, hiervon abzuweichen, zumal der Umstellungsfaktor,

der sich nach Art 2 5 54 Abs 4 AnVNG ergibt und in dem.
eine Zurechnungszeit pauschal einbezogen ist, allein vom
Geburtsjahr des Versicherten und dem Jahr des Rentenbeginns

bestimmt wird, wobei das Gesetz aus Gründen der technischen

Durchführbarkeit der Umstellung unterstellt, daß Ver—
sicherungsfall und Rentenbeginn in das gleiche Jahr fallen

(vgl hierzu Verbandskommentar zur Reichsversicherungs—

ordnung, 4. und 5. Buch, 6. Aufl, Band III Randbem 2 zu

Art 2 5 52 ArVNG). Wenn dieser vom Gesetz angenommene Regel—

fall beim Kläger nicht zutrifft, muß er gleichwohl diese

bewußt typisierende gesetzliche Regelung gegen sich gelten

lassen (vgl hierzu Urteil des erkennenden Senats vom

24.44.4976 in SozR 2200 5 4255 Nr 6 mit weiteren Nachweisen).

Da somit der Gesetzgeber im Rahmen der Neuberechnung nach

Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG — wie aus der dortigen Bezug—

nahme auf 5 50 Abs 2 AVG erhellt - einen Bestandschutz
bisher angerechneter Zurechnungszeiten gewöllt hat, bleibt

für die vom LSG angenommene unbewußte und auszufüllende

Regelungslücke durch entsprechende Anwendung des 5 5? AVG

kein Raum, so daß die Berücksichtigung einer Zurechnungszeit

bereits vom Eintritt des Versicherungsfalles an nicht

zulässig ist. Auf die Revision der Beklagten muß deshalb

das Berufungsurteil insoweit aufgehoben werden, als es
die Beklagte zur rentensteigernden Anrechnung einer weiteren

Zurechnungszeit vom 4. April 4942 bis 54. März 4945 ver-

pflichtet hat (5 470 Abs 2 Satz 4 SGG).

Die Revision des Klägers erweist sich schon deswegen als

unbegründet, weil nach dem Vorstehenden die Neuberechnung

nach Art 2 5 57 Abs 2 Satz 2 AnVNG wie ein Fall der Renten—
umwandlung zu behandeln ist. Die vom Kläger begehrte Ab—

geltung der Zurechnungszeit als Ausfallzeit würde nach 5 56

Abs 4 Nr 5 AVG aber den Wegfall der bisherigen Rente voraus—

setzen. Eine solche ist bei einer Rentenumwandlung begriff—
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lich ausgeschlossen (ebenso Eicher/Haase/Rauschenbach,

Die Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten,

5. Aufl, Anm 45 zu 5 4259 BVG und Anm 4 zu15 57 AnVNG;
Hanow/Lehmann/Bogs aaO, Randbem 97 zu 5 4259 RVG; Verbands-

kommentar aaO Randbem 25 zu % 4259 RVG/ä 56 AVG; die gegen—
teilige Meinung bei Koch/Hartmann/v.Altrock/Fürst, AVG,

Kommentar, Band IV Anm VI 4 zu 5 56 AVGnimmt noch auf die

vom erkennenden Senat in BSGE 26, 247 vertretene und im

Urteil vom 47. November 4970 aaO aufgegebene Rechtsauffassung

Bezug).

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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